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Politische Korrektheit zerstört freie Diskussionskultur in der Schweiz;

Bundesgericht weist in politischem Urteil  
JSVP-Beschwerde knapp ab

Das Bundesgericht hat am Donnerstag, 10. März 
2022 in einer öffentlichen Urteilsberatung über 
unsere Beschwerde gegen das einseitige Ur-
teil des Berner Obergerichts entschieden. Dabei 
ging es um das «Zigeuner-Inserat» der Jungen 
SVP Kanton Bern. Der mit dem Stimmenver-
hältnis 3:2 äusserst knapp gefällte Entscheid der 

Bundesrichter ist ein schockierendes Zeichen 
und führt die einst freie Diskussionskultur in der 
Schweiz arg in Bedrängnis. Wenn sich selbst die 
höchsten Rechtsgelehrten des Landes uneinig 
sind, ob ein politisches Plakat mit Text gegen 
die Diskriminierungsstrafnorm verstösst oder 
nicht – wie will sich ein unbescholtener Bürger 
künftig noch ohne Angst frei äussern können? 
Die Meinungsäusserungsfreiheit von Millionen 
von Schweizern ist deshalb in akuter Gefahr. Wir 
als engagierte Jungpolitiker sind Opfer einer rot-
grünen übertriebenen politischen Korrektheit, 
die offenbar bereits bis ins höchste Gericht des 
Landes ihren überkorrekten Einfluss geniesst. 
Aufgrund des knappest möglichen Entscheids 
gehen wir jedoch erhobenen Hauptes aus dem 
Bundesgerichtsgebäude.

Die Verurteilung aufgrund eines Wahlplakats, 
das sich auf echte Vorfälle mit ausländischen 
Fahrenden stützte, stellt eine unerträgliche Tat-
sache dar, dass die Wahrheit nicht mehr gesagt 
werden darf. Dies sahen 2 Bundesrichter aus 2 

verschiedenen Parteien gleich. Diese warnten 
vergeblich mit eindringlichen Appellen davor, 
die Meinungsäusserungsfreiheit einzuschrän-
ken. Das Fehlverhalten ausländischer Fahrender 
im Kanton Bern sei eine Tatsache, welche gar 
notorisch auftrete. Nun steht jedoch definitiv 
fest: In der Schweiz kann verurteilt werden, 

Von Nils Fiechter und Adrian Spahr,
Co-Parteipräsidenten Junge SVP Kanton Bern
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Aus Sicht der Jungen SVP ist es ein naiver 
Wunsch zu glauben, dass zusätzliche Millio-
nen aus dem Schengen/Frontex-Fehlkonstrukt 
plötzlich ein funktionierendes System machen. 
Eine souveräne, eigenständige Schweiz schützt 
ihre Landesgrenzen selber. Die Schweiz darf 
diese Verantwortung nicht länger an die EU und 
ihren löchrigen Grenzschutz an den Schengen-
Aussengrenzen delegieren. Wir wollen wieder 
selber entscheiden, wie wir unsere Landesgren-
zen schützen.
Die Teilnahme der Schweiz an Schengen/Du-
blin kostet die Schweiz jährlich rund 100 
Millionen Franken, also 14-mal mehr, als vor 
der Abstimmung 2004 versprochen wurde (7,4 
Millionen Franken). Laufend kommen neue Ko-
sten dazu, wie jetzt der Anstieg des jährlichen 

Finanzbeitrags an Frontex von 14 auf 61 Milli-
onen Franken. Schengen ist ein Fass ohne Bo-
den – ohne dass sich die Sicherheit der Schweiz 
verbessern würde. Damit muss Schluss sein!
Schengen/Dublin: Unwirksam gegen ille-
gale Masseneinwanderungsströme! Seit die 
Schweiz dem Schengen-Abkommen beigetreten 
ist, musste sie im Zuge der sog. «Drittstaaten-
regelung» unzählige Asylbewerber, vor allem 
aus Italien, aufnehmen – obwohl die Schweiz 
als europäisches Binnenland niemals das Er-
stankunftsland für Asylbewerber aus Afrika und 
dem arabischen Raum sein konnte. Das Fazit 
nach bald 15 Jahren Schwei-
zer Schengen-Mitgliedschaft: 
Die anderen pfeifen auf die 
Schengenregeln – wir als 
«Musterschüler» zahlen die 
Zeche.
Wir fordern:
• � Die Wiedereinführung 

systematischer Grenz-
kontrollen an den Schwei-
zer Landesgrenzen bei 
gleichzeitiger Fortführung 
partnerschaftlicher Bezie-
hungen und Zusammen-
arbeitsformen mit den 

Grenzwachtkorps unserer Nachbarländer und 
Polizeistellen aller europäischer Staaten.

• � Keine weiteren Millionen-Zahlungen an 
Schengen/Dublin!

Der Grenzschutzagentur Frontex wird es nie-
mals gelingen, die Schengen-Aussengrenzen 
konsequent vor illegaler Migration zu schüt-
zen. Es wird Zeit für die Schweiz, das Schen-
gen-Abenteuer zu beenden und zu souveränen 
Grenzkontrollen an den eigenen Landesgrenzen 
zurückzukehren. Das Nein zu den sinnlosen 
Frontex-Millionen ist der erste Schritt dazu!

wer lediglich Missstände benennt und sich ge-
gen eine Bevormundung der Gemeinden durch 
den Kanton engagiert. Dass eine Verurteilung 
selbst im Rahmen einer politischen Meinungs-
äusserung mit einer Online-Karikatur zu einer 
laufenden Debatte über ausländische Fahrende 
möglich ist, schockiert uns zutiefst.

Nichtsdestotrotz gilt es festzuhalten, dass das 
Urteil keineswegs einstimmig gefällt wurde. Von 
den 5 im Spruchkörper vertretenen Bundesrich-
tern waren 2 Richter dezidiert der Auffassung, 
dass wir uns juristisch korrekt verhalten und 
keineswegs gegen die Diskriminierungsstraf-
norm verstossen haben. Deshalb beantragten sie 
einen Freispruch. Von einem klaren Fall kann 
daher keine Rede sein. Dies führt künftig zu 
einer ausgesprochen unsicheren Ausgangslage 
für politische Meinungsäusserungen. Wenn sich 
selbst die höchsten Rechtsgelehrten des Landes 
über die Zulässigkeit eines Plakats uneinig sind, 
fragen wir uns, ob jeder Bürger in Zukunft meh-
rere juristische Gutachten einholen muss, um 
eine Meinung wahrheitsgetreu und pointiert zum 
Ausdruck bringen zu dürfen.

Als die fünf Bundesrichter in den Saal im Bun-
desgerichtsgebäude in Lausanne traten und da-

mit bekannt wurde, wie die genaue Richterzu-
sammensetzung lautet, notierte der neben uns 
sitzende Anwalt Patrick Freudiger (Grossrat) auf 
seinem Notizblock in grosser Schrift, dass wir 
2:3 verlieren werden. Für uns stand somit gleich 
zu Beginn der ungefähr zwei Stunden dauernden 
Urteilsberatung fest, dass wir schuldig gespro-
chen werden – noch bevor wir die jeweiligen Be-
gründungen der einzelnen Bundesrichter hörten. 
Unsere ganze Anspannung für die Beratung war 
somit von Beginn an weg, da für uns seit Einrei-
chung der Beschwerde einzig ausschlaggebend 
war, wie die Zusammensetzung des sogenann-
ten Spruchkörpers lauten wird. Alleine dieser 
Umstand verdeutlicht auf eindrückliche Art und 
Weise, wie politisch der gefällte Entscheid ist. 
Es war also wenig erstaunlich, dass der für seine 
eher konservative, bürgerliche Haltung bekannte 
GLP-Bundesrichter sowie der Vertreter der SVP 
nach dem eigentlichen Sinn und Zweck der 
Diskriminierungsstrafnorm suchten – unser aller 
Schutz vor Holocaust-Leugnern und böswilligen 
Rassisten, welche mutwillig Personen aufgrund 
ihrer Herkunft, Hautfarbe oder anderer Merk-
male herabwürdigen. Die restlichen Bundes-
richter jedoch versuchten, Sinn und Zweck von 
Art. 261bis StGB zu erweitern und auch für po-
litische Meinungsäusserungen im Rahmen von 

Abstimmungs- und Wahlkämpfen anzuwenden.
Die Warnung von SVP-Bundesrichter Yves 
Rüedi, man könne nicht auf der einen Seite 
für möglichst viel Meinungsäusserungsfreiheit 
einstehen – diese auf der anderen Seite jedoch 
immer mehr einschränken, verfing bei den Ver-
tretern von FDP, der Mitte und Grünen daher 
leider nicht.

Das nun vorliegende Urteil ändert nichts am 
Kampf der Jungen SVP Kanton Bern gegen zu 
teure, unnütze und undemokratische Transitplät-
ze für ausländische Fahrende gegen den Wil-
len der ortsansässigen Gemeindebevölkerung. 
Für künftige Wahl- und Abstimmungskämpfe 
in der Schweiz bedeutet der Bundesgerichts-
entscheid jedoch, dass Parteien, Politiker und 
Privatpersonen besser nichts Kritisches im Zu-
sammenhang mit anerkannten Minderheiten 
sagen, als sich dem Risiko einer Anzeige und 
eines Prozesses bis vor Bundesgericht aussetzen 
zu müssen – nur um dort von der zufälligen 
Zusammensetzung des Gerichts abhängig zu 
sein. Dies befremdet uns zutiefst. Oder um es in 
den warnenden Worten von Bundesrichter Rüedi 
auszudrücken: «Ich will nicht in einem Land 
leben, in welchem die Wahrheit nicht gesagt 
werden darf».

Millionen verbrennen statt Schweizer Grenze  
schützen?
Schengen/Dublin ist ein Fehlkonstrukt. Seit die Schweiz dem Schengen-Abkommen beigetreten ist, wurde das Land nicht si-
cherer. Im Gegenteil: Durch die Abschaffung der Personenkontrollen an der Landesgrenze haben Kriminaltourismus und illegale 
Einwanderung zugenommen. Die Junge SVP lehnt es ab, das nicht funktionierende Schengen-Regime mit zusätzlichen Millio-
nen für Frontex zu alimentieren. Wir fordern einen funktionierenden und menschenwürdigen Schweizer Grenzschutz. Mit einer 
eigenen Kampagne macht sich die JSVP stark für ein Nein zu den Schengen/Frontex-Millionen am 15. Mai 2022.

 
David Trachsel
Präsident  
Junge SVP Schweiz,
4001 Basel (BS)
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Aktuelles der Jungen SVP  
auf einen Blick
In dieser Rubrik spricht der Präsident über Aktualitäten und 
politische Schwerpunkte der Jungen SVP.

JSVP prüft neue Volksinitiative: «Parlamentsreform: 
Schluss mit dem Berufsparlament!»
Mit durchschnittlichen Jahresvergütungen in Höhe von Fr. 133’416.– (Na-
tionalratsmitglied) resp. Fr. 142’187.– (Ständeratsmitglied) kann heute 
nicht mehr von einem Milizparlament die Rede sein. Aus diesem Grund 
prüft die Junge SVP Schweiz intensiv die Lancierung einer entsprechenden 
Volksinitiative, wonach die künftigen Vergütungen eines Parlamentariers 
die Hälfte des durchschnittlichen Schweizer Jahreslohns nicht übersteigen 
sollen. Insgesamt werden fünf mögliche Initiativvarianten geprüft, welche 
allesamt das Ziel verfolgen, das Berufsparlament zu stoppen. Denn der 
Wandel hin zum Berufsparlament ist besorgniserregend. Je länger desto 
mehr hat sich in Bundesbern eine abgehobene politische Klasse etabliert, 
welche weit weg von der Lebensrealität agiert und sich mehr mit sich 
selbst als mit den Problemen der Bevölkerung beschäftigt. Dies zeigt 
sich zum Beispiel darin, dass sich allein in den letzten zehn Jahren die 
Zahl parlamentarischer Vorstösse verdoppelt hat. Daraus resultiert eine 
richtiggehende Regulierungsflut, worunter Private aber vor allem auch der 
Wirtschaftsstandort Schweiz stark leiden. 

Karriere statt Dienst am Volk
Der Anreiz für nationale Parlamentarier ist heute gross, keiner hauptbe-
ruflichen Tätigkeit mehr nachzugehen und nur noch ihr politisches Amt 
auszuüben. Dadurch werden Politiker viel anfälliger, in die Abhängigkeit 
von Verbänden, Gewerkschaften und anderen Interessensvertretern zu ge-
langen. Für viele Politiker stehen heute Karriere und ein lukrativer Job im 
Zentrum und nicht der Dienst an Land und Volk. Es werden kostspielige 
Show-Vorstösse zur Absicherung der eigenen Wiederwahl gemacht, anstatt 
die Probleme der Bevölkerung zu lösen.
Die JSVP will das Problem nun am Schopf packen und das Berufspar-
lament so reformieren, dass der Milizgedanke wieder mehr zum Tragen 
kommt, die Regulierungsflut abnimmt, Politiker realitätsnäher agieren, 
unabhängiger werden und der Dienst an Land und Volk wieder zum Haupt-
motiv für ein politisches Engagement wird.

Junge SVP Schweiz wählt neue Parteileitung
Die Delegierten der Jungen SVP Schweiz haben sich am 26. März 2022 
in Echarlens FR zur Jahres-Hauptversammlung versammelt. Die Jahres-
geschäfte wurden einhellig genehmigt und Parteipräsident David Trachsel 
wurde von den Delegierten einstimmig in seinem Amt bestätigt.
Als bisherige Parteileitungsmitglieder in ihrem Amt bestätigt wurden 
zudem:
•  Andreas Gerber, Vize-Präsident Deutschschweiz
•  Lukas-Fritz Hüppin, Mitglied der Parteileitung
•  Nils Fiechter, Mitglied der Parteileitung
•  Leonard Martin, Mitglied der Parteileitung
•  Diego Baratti, Mitglied der Parteileitung
Verabschiedet und für ihre guten Dienste für die Partei verdankt wurden 
die abtretenden Parteileitungsmitglieder Timon Gavallet (Vize-Präsident 
Romandie), Elodie Jobin (Parteileitungsmitglied) und Lukas Graf (ICT-
Verantwortlicher).
Neu in die Parteileitung gewählt wurden:
•  Sacha Turin, Vize-Präsident Romandie
•  Léa Mivelaz, Mitglied der Parteileitung
•  Stephanie Gartenmann, Mitglied der Parteileitung
«Ich bin überzeugt, dass wir mit dem neuen Parteileitungs-Team gut aufge-
stellt sind, um die kommenden Aufgaben zu bewältigen», sagt JSVP-Präsi-
dent David Trachsel. Ein zentrales Projekt, das bereits aufgegleist worden 
ist, sei dabei die Lancierung einer Eidgenössischen Volksinitiative für eine 
Parlamentsreform, die «Schluss mit dem Berufsparlament» machen will.

Parolen der Jungen SVP Schweiz zu den Eidgenös-
sischen Abstimmungen vom 15. Mai 2022:
•  Änderung des Filmgesetzes («Lex Netflix»): NEIN
• � Änderung des Transplantationsgesetzes (Organentnahme-Wider-
spruchsregelung): NEIN

•  Weiterentwicklung Schengen-Besitzstand («No Frontex»): NEIN
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FDP-Chef will Anbindung der Schweiz an die NATO
Von Alexander Steinacher 

VS-Mitglied Gruppe-Giardino 

So titelt das linksideologische Propagandablatt 
Tagesanzeiger (TA) am 8. April 2022.
Thierry Burkart wagt den Tabubruch (!): Die 
Schweiz soll sich für ihre Verteidigung eng an 
das westliche Militärbündnis anlehnen – bis hin 
zu gemeinsamen Manövern. Nur so könne sich 
das Land schützen. Mit der Neutralität sei das 
vereinbar.

Und wenn die Nato Krieg führt, wenn auch 
vielleicht nur als Operateur an den Schalthe-
beln, hinter der Front? Die Drecksarbeit sollen 
(vorläufig) gut dotierte Stellvertreter machen. 
Und den Angriff kann man mit dem viel ge-
rühmten, präventiven Cyberkrieg den anderen 
in die Schuhe schieben. Alles schon mehrmals 
dagewesen (aus der Weltgeschichte lernbar).

Anbindung der Schweiz an die Nato 
Anbinden heisst, einen kleineren Partner «in-
tegrieren». Er verliert seine Selbstbestimmung 
und «hängt dann auch mit». Und was ist, wenn 
die anderen hängen? Gibt es nach der Anbindung 
noch eine Mitverantwortung? Wird man eventu-
ell zur Verantwortung gezogen, nur weil man mit 
der Anbindung seine Selbstbestimmung, Selbst-
verteidigung, und Entscheidungskraft delegiert 
hat? An den vermeintlich «grossen Bruder»?

Neutralität ist in erster Linie eine staatsrecht-
liche, international geltende Verpflichtung. Neu-
tralität von Fall zu Fall, je nach Druck, Risiken 
oder Erfolgsaussichten, von gerissenen Politi-
kern als flexibel bezeichnet, ist wertlos, unglaub-
würdig und verdient auch keinen Respekt.

Nach diesem Tabubruch, wie es der TA selbst 
nennt, des FDP- und Allianz Sicherheit-Schweiz 
Präsidenten feiern die Armeeabschaffer Urstän-
de. «Die Nato-Annäherung wird salonfähig». 
Damit ist eines schon richtig gesagt: Das Thema 
eignet sich für die noblen Schwatz-Salons in 
Brüssel.
Am 9. April jubelt die Propaganda: «Burkart 
liegt goldrichtig! und – vielleicht haben wir es 
nur der Nato zu verdanken, dass Putins Panzer 
nicht schon am Ufer des Vierwaldstättersees 
stehen»(!) Und, weil sie ja nicht wissen, was sie 
da tun (müssen?), werden sie die Tellskapelle 
und das Rütli beschiessen. FDP-Ständerat Otto 
Schoch bläst derweil kräftig ins Horn der De-
fätisten; «Die Schweiz könnte ihre Armee um 
das Zehnfache aufrüsten, und sie könnte sich im 
Ernstfall immer noch nicht selbst verteidigen».   
Aber die NATO hat dann nichts Anderes zu tun, 
als eben all die russischen Panzer an der Einfahrt 
in die Schweiz zu hindern!?

Dann reden sie noch von NATO-Anbindung als 
im Eigeninteresse und Solidarität. »Sollte ein 
nachhaltiger Schweizer Beitrag zu einer funkti-
onierenden europäischen Sicherheitsarchitektur 
einen höheren Mitteleinsatz erfordern: Dann, 
und nur dann machen Vorstösse für mehr Mili-
tärgeld Sinn».

Klar vorstellbar, wenn mindestens Teile unserer 
NATO-gebundenen Resttruppen präventiv zur 
russischen Grenze vorgeschoben werden. Das 
SP-Parteiprogramm lässt grüssen!
Im Interview vom Freitag, 8.4. mit Thierry Bur-
kart präsentiert er uns noch ein paar Denk- und 
Interpretationsschwächen:

«Der Krieg von Russland gegen die Ukraine ist 
auch ein Angriff auf unsere Werte, wie Freiheit, 
Demokratie, Selbstbestimmung und Frieden».  
Das kann man nur sagen, wenn man einseitig 
oberflächlich orientiert ist.

«Es bleibt sehr unwahrscheinlich, dass die 
Schweiz allein von einem Staat bedroht oder 
angegriffen wird. Wenn wir angegriffen würden, 
(eben weil wir unsere Neutralität dem verwirrten 
Zeitgeist geopfert haben), dann dürften weitere 
Teile Europas betroffen sein. (Erinnerung an 2. 
Weltkrieg?). Und in einem solchen Fall müssten 
wir uns sinnvollerweise im Verbund mit ande-
ren Staaten verteidigen.» (Unsere Resttruppen 
kämpfen dann wo? oder fremde, hochmotivierte 
Resttruppen bei uns?) «Und wir könnten uns 
eine autonome Verteidigung als Kleinstaat gar 
nicht leisten» (wieder Erinnerung 2. Weltkrieg?!)

Dann, schwerwiegend: «Nur ein Beispiel: Ge-
gen Mittelstrecken- oder Interkontinentalraketen 
kann sich die Schweiz unmöglich allein schüt-
zen. Darum müssen wir mit anderen Staaten viel 
enger zusammenarbeiten: Wir müssen mit ihnen 
in Friedenszeiten für den Kriegsfall trainieren 
und unsere militärischen Systeme interoperabel 
ausrichten». Frage an Herrn Burkart: Wann even-
tuell müssten wir mit einem solchen Raketenan-
griff auf unser Territorium rechnen? Doch genau 
dann, wenn wir nicht mehr neutral sind und bei 

uns Einrichtungen und Strukturen z.B. der Nato 
eingebunden wären! Der Verlust der Neutralität 
macht uns zu einem möglichen Angriffsziel. Ich 
erinnere wieder an die Erkenntnisse der grossen 
europäischen Kriege von Napoleon bis Hitler!  
Wir wollen keine Stellvertreterkriege hier, auch 
nicht «nur» in unserem Luftraum!

In diesen Zusammenhängen spricht der TA noch 
ein weiteres aktuelles Lieblingsthema an:
«Putin hat die Finnen von der Nato überzeugt». 
Die Finnen haben (berechtigte) Angst vor Russ
land, obwohl das nicht der Nachfolger der So-
wjetunion ist, und glauben an die «Versiche-
rungsgesellschaft» Nato. Finnlands Präsident 
Niinistö rechnet mit einer gewaltigen parla-
mentarischen Mehrheit für einen Nato-Beitritt. 
Im Text selber aber steht auch: Russland hat 
Finnland und Schweden in der Vergangenheit 
mehrfach gedroht, ein Ja zur Nato werde «mi-
litärische und politische» Konsequenzen haben. 
Was sagt uns das? Auch Russland hat Angst, 
nicht vor den Finnen, aber vor der Nato, die da-
ran ist, Russland von Westen her einzukesseln! 
Vom Süden – Krim, Schwarzes Meer bis zur 
Finnisch-Russischen Grenze vor dem Eismeer-
hafen Murmansk.

Finnland wäre gut beraten, die eigene Armee 
permanent glaubwürdig aufzustellen (sie sind 
gerade daran mit der Bestellung von 64 F-35). 
Danach sollten sie mit Schweden und Norwegen 
(unbedingt Nato-Austritt) eine Verteidigungs-
allianz Baltic security BASE erstellen. Dazu 
könnte/müsste Russland ebenfalls eingeladen 
werden. So liesse sich im Raum Ostsee und 
Nordatlantik eine Stabilität mit Bedrohungsfrei-
heit herstellen.

Bild: pixabay.com
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Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch

Wer mitmacht, kann gewinnen!

Zu gewinnen:  
5 Gutscheine für ein Essen im 
Restaurant Kleefeld in Bern, 
gestiftet von Grossrat und 
aNationalrat Thomas Fuchs 
sowie 5 attraktive Bücher-
preise aus dem Sortiment der 
Schweizerischen Vereinigung 
Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon  
auf Seite 16 oder senden  
Sie die Lösung via Mail an  
idee@jsvp.ch

Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 1/22
Die Frage war: Wo steht die Kappelle und wo 
der Wehrturm?

Auflösung: 

Kaiserstuhl, Schweiz. Im Vordergrund die  
St. Antonius-Kapelle aus dem 16. Jahrhundert 
in Hohentengen, Deutschland. Im Hintergrund 
«Oberer Turm» aus dem 13. Jahrhundert, 
Schweiz

Die Gewinner sind:

Markus König, Lyss / Jean-Hugues Lüthi, 
Urtenen-Schönbühl / Eliane Maggio, La Tour-
de-Peilz / Renate Wasem, Konolfingen / Daniel 
Hutter, Solothurn / Daniel Chee, Oberlunkhofen

Wer ist auf diesem Kunstwerk in einer Industrie-
halle erkennbar und um was für ein Industrieareal 
handelt es sich?

Während der Covid-Pandemie hat sich die Junge 
SVP als verlässliches Sprachrohr der Interessen 
der jungen Generation positioniert. Die JSVP 
hat die teils völlig illegitimen staatlichen Mass-
nahmen pointiert bekämpft. Diese beharrliche 
Arbeit scheint sich bereits auszuzahlen: Ge-
mäss der neusten Tamedia-Wahlumfrage vom 
Dezember 2021 haben 29 Prozent der 18- bis 

34-Jährigen die Absicht geäussert, bei den Na-
tionalratswahlen 2023 die SVP zu wählen. Bei 
den Nationalratswahlen von 2019 lag dieser 
Wert bei derselben Altersgruppe noch bei 22 
Prozent. Für die Zukunft unserer Partei eine 
grossartige Perspektive!
Die Junge SVP Schweiz hat in der politischen 
Landschaft der Schweiz im Jahr 2022 ein klar 

wahrnehmbares Profil, ein Gesicht. Sie ist eine 
relevante politische Kraft dieses Landes. Um die 
gute Grundstimmung auch in konkrete Wahler-
gebnisse zu münzen, müssen wir unseren Weg 
nun konsequent fortsetzen und unsere Ziele be-
harrlich verfolgen.

Good News: SVP bei den Jungen im Aufwärtstrend!
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Name, Vorname

Strasse

PLZ, Ort

Anmelde-Talon bis spätestens 10. Juni 2022 einsenden an: Geschäftsstelle Stiftung 
Freiheit & Verantwortung, Zeughausstrasse 14 B, 8853 Lachen – oder E-Mail: info@fuv.ch

Datum, Unterschrift

Anmeldung zur Konferenz «Sicherheit Schweiz» vom Freitag, 24. Juni 2022, 18.15 Uhr, Universität Luzern

Ich/wir nehme(n) am Apéro teil:                  _________ Person(en)

Ich/wir nehme(n) an der Veranstaltung teil:  _________ Person(en)

18.15 Uhr
18.30 Uhr
19.45 Uhr
20.30 Uhr

Eröffnung der Konferenz «Sicherheit Schweiz» im Auditorium
Eingangsstatements / Podiumsdiskussion
Publikumsdiskussion / Fragerunde 
Apéro

Div aD Peter Regli, ehemaliger Chef Nachrichtendienst

Saïda Keller-Messahli, Islamismusexpertin

Adi Achermann, Kommandant der Luzerner Polizei

NR Franz Grüter, IT-Unternehmer

NR Ida Glanzmann-Hunkeler, Mitglied SiK-N

alt RR Hans-Jürg Käser, Präsident Sicherheit Schweiz

Sicherheit 
Schweiz

Aktuelle Bedrohungen und 
Abwehrdispositive

Freitag, 24. Juni 2022, Beginn 18.15 Uhr
Universität Luzern, Frohburgstrasse 3, 6002 Luzern
Unmittelbar beim Bahnhof Luzern

Konferenz zu den sicherheitsrelevanten Bereichen 
Terrorismus, Islamismus, innere und äussere Sicherheit, 
Cyberkriminalität sowie zum Thema Pandemien

Gesamtlage / Moderation
Terrorismus / Islamismus

Innere Sicherheit
Cybersecurity

Äussere Sicherheit / Corona-Krise
Innere Sicherheit / Pandemien

Hauptorganisator: Stiftung Freiheit & Verantwortung
Partnerorganisationen: Verein Gesellschaft und Kirche wohin?, Parteiunabhängiges Informations-

komitee PIKOM, Schweizerische Vereinigung PRO LIBERTATE, Junge SVP, Sicherheitspolitisches 
Forum Zentralschweiz, Lucerne initiative for peace and security LIPS

Sponsoren: Frey+Cie Sicherheit, Securitas

Programm:

Themen und Referenten:

Anmeldegebühr 50 Fr. pro Person. Beschränkte Platzanzahl! Zutrittskontrolle durch Securitas. 

Bitte überweisen Sie die Anmeldegebühr wenn möglich online. Postkonto Stiftung Freiheit & 
Verantwortung, 6010 Kriens, 60-311317-3 oder IBAN Nr. CH05 0900 0000 6031 1317 3. 
Vermerk: Anmeldung Sicherheitskonferenz 24. Juni 2022.

Von 
Thomas Matter, 
Unternehmer,  
Nationalrat SVP  
Kt. Zürich, 
Meilen ZH

Stimmrechtsalter 16 – 
und die Folgen

Am 15. Mai stimmen die Zürcherinnen und Zür-
cher über die Einführung des Stimmrechtsalters 
16 ab. Ein weiterer Vorstoss im eidgenössischen 
Parlament, ebenfalls von linker Seite, will das 
Stimmrechtsalter auf Bundesebene senken. Wer 
würde profitieren? Und warum ist das Anliegen 
falsch, ja sogar gefährlich? Lesen Sie hierzu 
meinen Kommentar.
 
Leider hat der Nationalrat am letzten Mittwoch 
einen linken Vorstoss für die Einführung des 
Stimmrechtsalters 16 unterstützt. Es waren 99 
tiefrote Stimmen gegen 90 bürgerliche Stim-
men. Hätten nicht wieder Freisinnige und Mitte-
Politiker die Linken unterstützt, hätte man den 
Vorstoss versenken können.

 
Dabei hat der Bundesrat noch bei der Tabak-
werbeverbotsinitiative über die Sechzehn- und 
Siebzehnjährigen geschrieben: «Junge Men-
schen sind besonders leicht beeinflussbar und 
empfänglich für Werbebotschaften.» Doch 
für politische Entscheidungen und politische 
Werbebotschaften sollen sie plötzlich reif und 
erwachsen sein! Sie merken, wer besonderes 
Interesse an diesen Teenagern hat: Die Roten 
und die Grünen, weil sie überzeugt sind, dass sie 
dann die Stimmen der Greta-Jünger und Klima-
Streiker bekommen.
 
Was sich viele Kollegen der FDP und der Mitte 
offenbar nicht überlegen: Warum kommen die 
Vorstösse für die Senkung vom Stimmrechts-
alter immer von Links? Haben die wirklich 
das Gefühl, die Linke schaue fürs Ganze – und 
nicht nur für ihre eigenen Interessen, ihre ei-
gene Machtposition? Nachuntersuchungen der 

eidgenössischen Parlamentswahlen haben erge-
ben, dass die Mehrheit der 18 bis 24-Jährigen 
SP, Grün oder Grünliberal gewählt haben. Man 
kann sich also vorstellen, wie dann die 16 bis 
18-Jährigen stimmen würden. Es würde noch-
mals einen Linksrutsch geben. Darum kommt 
der Vorstoss ja auch von links.
 
Dabei sind die unter 18-Jährigen noch nicht 
strafrechtlich erwachsen, dürfen nicht Auto fa-
hren und nicht heiraten. Und vor allem müssen 
sie noch keine Steuern zahlen und haben noch 
nie eine Steuererklärung ausgefüllt. Bei fast je-
der Abstimmung geht es aber um Steuergelder. 
Und Sie können sich vorstellen, wie Teenager 
abstimmen über Dinge, die andere viel Geld, 
sie aber keinen einzigen Rappen kosten. Darum 
sagen Sie unbedingt Nein zum Stimmrechtsalter 
16 am 15. Mai im Kanton Zürich. Und irgend-
wann später in der ganzen Schweiz!
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Von Erich Hess, 
Unternehmer, 
Nationalrat und 
Stadtrat, Bern

Sonderabgaben und Zwangs
quoten? Nein zum Filmgesetz!

Viele, insbesondere jüngere Menschen konsu-
mieren heutzutage nicht mehr die Radio- und 
Fernsehprogramme von SRF, sondern schauen 
sich Filme über Streamingdienste wie Netflix 
an. Das Parlament hat im vergangenen Herbst 
ein neues Filmgesetz beschlossen. Ein überpar-
teiliches Komitee aus Jungparteien unter der 
Führung der Jungen SVP hat dagegen das Re-
ferendum ergriffen, weswegen wir am 15. Mai 
darüber abstimmen werden.
Darum geht es: Streamingdienste, aber auch 
Schweizer Privatsender, sollen künftig mind. 
30% ihres Filmkatalogs mit europäischen Fil-
men füllen und diese Filme besonders kenn-
zeichnen. Diese europäischen Filme müssen 
keinerlei Qualitätsvorgaben erfüllen. Damit soll 
per Gesetz verordnet werden, was wir Medien-
konsumenten uns anschauen sollen.

Dieses Filmgesetz fördert nicht die cineastische 
Vielfalt, sondern fördert den langweiligen Ein-
heitsbrei. Es engt die Angebote aus anderen 
Erdteilen, wie beispielsweise aus dem immer 
beliebteren Südkorea, ein und benachteiligt 
Filmschaffende aus Asien, Amerika und Afri-
ka. Staatliche Quoten behindern letztendlich die 
Medienfreiheit und bevormunden die Zuschau-
er, wie man es sonst nur in autoritär regierten 
Ländern kennt.
Der zweite Teil des neuen Filmgesetzes zielt di-
rekt auf Ihr Portemonnaie. Private Unternehmen 
werden nämlich verpflichtet, neu mindestens 
4% ihres Schweizer Umsatzes in das hiesige 
Filmschaffen zu investieren. Schon heute er-
halten Schweizer Filmschaffende weit über 100 
Millionen Franken an Subventionen – und das 
jedes Jahr! Auch ist die Höhe dieser Sondersteu-
er einmalig in ganz Europa. Als Folge davon 
werden Streamingangebote unweigerlich ihre 
Abopreise erhöhen müssen. Die Zeche bezahlen 
letztendlich wir Konsumenten.
Die Resultate der millionenteuren Filmförde-
rung sind im internationalen Vergleich beschei-
den. Man kann schon froh sein, wenn der näch-
ste Schweizer «Tatort» von den Kritikern nicht 
komplett verrissen wird. Kunst ist bekanntlich 
Geschmackssache, darum gehören staatlich ver-
ordnete Quoten und Sonderabgaben nicht zur 
Schweizer Filmszene. Darum: NEIN zum Film-
gesetz am 15. Mai!
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Janosch Weyermann, Vorstandsmitglied Pro Libertate, 
Stadtrat, Bern



DIE IDEE 2/2022  Junge SVP Schweiz  9

Bestellschein	 Spezialpreise

	 Expl.  Pro Libertate	 Freiheit, Demokratie, Menschenwürde …	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die schweizerische Flüchtlingspolitik 1933–1945	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die Schweiz im 2. Weltkrieg	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Das Ende der J-Stempel-Saga	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 So dass keiner mehr die Sprache des andern versteht	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die gezielte Zerstörung unserer direkten Demokratie …	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die Schweiz im 21. Jahrhundert	 CHF 20.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Die Familie im Griff von HarmoS-Bürokraten. Eine Zeitanalyse	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Herrschaft durch Sprache	 CHF   5.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Erlebter Aktivdienst 1939–1945	 CHF 25.–	
	 Expl.  Pro Libertate	 Operationsziel Schweiz	 CHF 29.–
	 Expl.  Fond. Pro Marignano	 Marignano 1515–2015	 CHF 29.– statt 79.–

	 Expl.  Dr. Léon S. Gaucher	 Die «Gotteskrieger»	 CHF   8.–
	 Expl.  Pro Libertate	 Identität Schweiz	 CHF 10.–	
	 Expl.  Comic	 Die rauflustigen Eidgenossen 	 CHF 15.–	
	 Expl.  Michael Limburg	 Strom ist nicht gleich Strom 	 CHF 28.–	
	 Expl.  Armeeshop	 Armeekalender 2022 	 CHF 10.–	
	 Expl.  Prof. Dr. Joseph Mächler	 Wie sich die Schweiz rettete	 CHF 49.– statt 79.–

	 Expl.  Anne Applebaum	 Roter Hunger 	 CHF 46.–	
	 Expl.  Lubomir Winnik	 Jedem Teufel seine Hölle 	 CHF 24.–	
	 Expl.  Max Oberli	 Christen und Muslime 	 CHF 24.– statt 30.–

	 Expl.  Lubomir Winnik	 Der Totgesagte der Wolfsschanze 	 CHF   8.–	
	 Expl.  Václav Klaus, Jirí Weigl	 Völkerwanderung 	 CHF 20.–	
	 Expl.  Thilo Sarrazin	 Feindliche Übernahme 	 CHF 39.90	
	 Expl.  Tell Branding	 Die Legende von Wilhelm Tell 	 CHF 22.–	
	 Expl.  Beni Gafner	 Toni Brunner – Die Toggenburger Frohnatur 	 CHF 39.–	
	 Expl.  Jürg Stüssi	 Nacht und Licht – Schweizer Soldatenfreunde 1914–1918	 CHF 35.– 
	 Expl.  Adrian Amstutz	 Den Eiger kümmerts nicht	 CHF 39.– 
	 Expl.  Peter Baumgartner	 Suchender Denker – Forschender Macher	 CHF 25.– 

Name	 Vorname

Strasse	 PLZ/Ort

Datum	 Unterschrift

Bestellung einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern – Fax 031 981 41 61 – E-Mail idee@jsvp.ch

Das ideale Geschenk – jetzt zugreifen!

PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Den Eiger kümmerts nicht
Adrian Amstutz, René E. Gygax
252 Seiten, 16,4 × 23,4 cm, 
Gebunden, Hardcover
ISBN 978-3-03818-235-1

Thilo Sarrazin
Feindliche Übernahme
So der Titel des neusten Buches von Thilo 
Sarrazin. Es ist wesentlich verständlicher 
geschrieben als alle vorangehenden Bü-
cher. Nur Fakten und die brisante Darstel-
lung, wie Europa durch den Islam überrollt 
bzw. übernommen wird. Wie immer, wenn 
die ganze Presse gegen Sarrazin jault, kann 
es nur gut sein. Dieses Buch wird zum 
Standardwerk für alle diejenigen, die wis-
sen wollen, wie und ob der Islam rückstän-

dig ist und wie er unsere Welt bedroht. Und natürlich auch für alle 
naiven Ahnungslosen – damit sie endlich auf den Boden der Realität 
kommen. Sollten Sie dieses Buch (per Zufall…) in Ihrer Buchhand-
lung nicht erhalten… bei uns erhalten Sie es in jedem Fall!

Brandneu!

Jetzt bestellen





10  Junge SVP Schweiz  DIE IDEE 2/2022

Zeit für eine Re-Evolution des Parlaments!
Das institutionelle (Unterwerfungs-)Abkommen mit der Europäischen Union ist vorerst gestoppt. Die Klima-Hysterie spätestens 
seit Ablehnung des CO2-Gesetzes eingedämmt – und auch die weitgehend unverhältnismässigen und verfassungswidrigen 
Corona-Massnahmen des Bundesrats scheinen sich dem Ende zu neigen. Gründe genug also, die Ärmel hochzukrämpeln und 
einen sich bereits seit Jahren aufdrängenden, innenpolitischen Missstand anzugehen: die gefährliche Entwicklung der Miliz-  
hin zu einem Berufsparlament. Die Junge SVP Schweiz prüft eine Initiative zur Re-Evolution der eidgenössischen Räte. Eine 
Auslegeordnung.

Das Milizprinzip wurde geschaffen, um Poli-
tiker nicht in die Abhängigkeit ihres eigenen 
Amtes zu führen. Der ursprüngliche Grundsatz, 
dass ein National- oder Ständerat seine Funktion 
nicht hauptberuflich ausüben soll, ist sodann 
auch ein weiser: Der Bezug zur tagtäglichen 
Lebensrealität der einfachen Bürger soll sicher-
gestellt werden. Das Milizparlament auf eidge-
nössischer Ebene ist jedoch längst nicht mehr die 
geltende Realität.

So belegen die aktuellsten Zahlen der Parla-
mentsdienste für das Jahr 2020, dass ein Natio-
nalrat gesamthaft durchschnittlich Fr. 129’754.–, 
ein Ständerat durchschnittlich Fr. 139’816.–,  
an Vergütungen für sein Parlamentariermandat 
bezogen hat. Beim Beispiel des Nationalrats 
setzt sich der Totalbetrag aus steuerbaren Ein-
kommen (ø Fr. 70’934.–) sowie nichtsteuer-
baren Spesenentschädigungen (ø Fr. 58’820.–) 
zusammen.

Es ist augenscheinlich, dass ein Parlamentari-
er, dessen jährliche Vergütung im Bereich von 
mindestens Fr. 120’000.– bis über Fr. 160’000.– 
liegt, kaum mehr als Milizpolitiker bezeichnet 
werden kann. Vielmehr sehen unsere Politi-
ker ein National- oder Ständeratsmandat als 
monetär interessanten Karriereschritt an – die 
Coronapandemie dürfte diese riskante Fehlmo-
tivation noch zusätzlich verschärft haben. Dies 
hat direkte Auswirkungen auf die Politik und 
zeigt sich mehr denn je in unnötigen Gesetzen, 
weltfremden Auflagen und stets steigenden und 
neuen Steuern und Abgaben. Gleichzeitig haben 
diverse Berufspolitiker namentlich aus dem rot-
grünen Umfeld während der Pandemie etliche 
einschneidende, wirtschaftsfeindliche Mass-
nahmen gegen das Gewerbe, die Gastronomie 
und ganz generell hart arbeitende Steuerzahler 
beschlossen – meist ohne selber direkt davon 
betroffen zu sein. Die Staatsverschuldung ist 
hierbei rasant angewachsen, die jungen Genera-
tionen stehen vor einem grossen Schuldenberg, 
der irgendwann zurückbezahlt sein will.

Aus diesen Gründen hat sich die Junge SVP 
Schweiz dazu entschieden, eine nationale 
Volksinitiative zu prüfen, welche das Ziel ei-
ner Parlamentsreform verfolgt – zurück zum 
Milizparlament. Erste Vorabklärungen haben 
grosse Sympathien für das Anliegen aufgezeigt, 
wonach die künftigen Vergütungen eines Par-
lamentariers die Hälfte des durchschnittlichen 
Schweizer Jahreslohns nicht übersteigen sol-
len. Im Jahr 2018 (aktuellste Schweizerische 

Lohnstrukturerhebung, BfS) betrug dieser Fr. 
78’456.–. Die Hälfte davon (Fr. 39’228.–) 
sollten aus Sicht der Jungen SVP ausreichen, 
um dem Amt als nationaler Miliz-Parlamentarier 
gerecht zu werden. Selbstverständlich müsste 
der heute unproduktive Arbeitsaufwand an das 
neue Vergütungssystem angepasst werden, was 
weniger unnötige Sitzungen, weniger Show-
Vorstösse für die Galerie – und stattdessen einen 
effizienteren Parlamentsbetrieb zur Folge hätte.
Als ich einem Bekannten von der vorliegenden 
Initiatividee berichtete, meinte dieser, dass es 
sich hierbei um eine wahre «Revolution» des 
schweizerischen Politsystems handle. Laut 
Duden ist eine Revolution eine tief greifen-
de Wandlung, eine bestehende verdrängende, 
grundlegende Neuerung. Angesichts der heu-
tigen Entwicklung zum Berufsparlament trifft 
der Revolutionsbegriff daher eigentlich zu. 
Nichtsdestotrotz erachte ich den Terminus «Re-
Evolution» als zutreffender. Dieser bezeichnet 
gemäss Wikipedia das Phänomen, wonach von 
einer Spezies in der Evolution einmal erwor-
bene, aber zwischenzeitlich abgelegte Eigen-
schaften oder Fähigkeiten «reaktiviert» werden 
können.
Um «back to the roots» des Schweizer Miliz-
gedankens zu gelangen, das Berufsparlament 
zu stoppen und damit langfristig auch das fö-
deralistische System der Schweiz zu erhalten, 
braucht es die Re-Evolution des Parlaments. Die 
Junge SVP Schweiz wird in den kommenden 
Wochen und Monaten die Lancierung einer ent-
sprechenden Volksinitiative prüfen.

  
Von Nils Fiechter,
Chef Strategie Junge 
SVP Schweiz,
Gemeindeverwalter

Samstag, 7. Mai 2022, 13.45 Uhr

Öffentliches Referat von Nationalrat  
Erich Hess

«Wo bleibt die Vernunft?»
Ort:	� Gasthof zum Schützen, Schachenallee 39 

5000 Aarau 
www.gasthofschuetzen.ch

Erich Hess,  
Nationalrat und Stadtrat, 
Unternehmer, Mitglied der 
Sicherheitspolitischen Kom-
mission des Nationalrates

Einladung
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Bitte einsenden an: Thomas Fuchs, Niederbottigenweg 101, 3018 Bern  
oder Mail an fuchs@fuchs.tv

Wir blicken zurück... 1956 wurde Pro Liber-
tate gegründet. Der Einmarsch der sowjetischen 
Truppen in Ungarn und die Errichtung totalitärer 
Regimes in Osteuropa zeigten, dass Demokratien 
und freiheitliche Gesellschaften, auch nach der 
Befreiung Europas von der Nazi-Diktatur, in Gefahr 
lebten. Deshalb trägt Pro Libertate ihre Zielsetzung 
im Namen: «Für die Freiheit». Und der Name ist 
auch heute mit Blick auf den Krieg in der Ukraine 
leider aktueller denn je.

Wir rütteln auf... Seit über sechzig Jahren rüt-
teln wir auf, verantwortungsbewusst mit unserem 
Land und seinen Werten umzugehen. Wir streiten 
für eine freiheitliche Gesellschaft und für einen 
schlanken Staat. Kreativität ist uns wichtiger als 
die Gängelung der Schaffenskraft mit Gesetzen.

Wir stehen im Dialog... An unseren Veran-
staltungen referieren Unternehmer, Botschafter, 
hohe Offiziere, Parlamentarier, Journalisten und 
Professoren – und sie schreiben in unserem Bul-
letin «Pro Libertate Mitteilungen» und in unseren 
Schriftenreihen. Wir sind keine Besserwisser, die 
im «Hinterstübli» die Fäuste ballen. Wir arbeiten 
mit allen Kräften zusammen, die unser Land vor-
wärts bringen.

Das Schweizer Réduit ist ein System aus militärischen Verteidigungsan-
lagen in den Schweizer Alpen. Während des Zweiten Weltkrieges wurde 
es zum Inbegriff des Widerstands der Schweiz gegen das nationalsozi-
alistische Deutsche Reich.

Das Réduit war der wichtigste Teil des Verteidigungsdispositivs, das 
auf dem Prinzip der Abschreckung beruhte. Die Staffelung der Verteidi-
gung sollte zusammen mit der vorgesehenen Zerstörung der wichtigen 
Nord-Süd-Verbindungen eine abschreckende Wirkung auf den Gegner 
ausüben.

Mit dem Operationsbefehl Nr. 2 vom 4. Oktober 1939 ordnete General 
Guisan die Besetzung und den Ausbau der «Limmatstellung» als erste 
Armeestellung der Schweizer Armee an, um einen Angriff aus dem Nor-
den und eine Umgehung der Maginot-Linie durch die Schweiz aufhalten 
zu können. Am 23. Juni 1940 – zwei Tage nach der Kapitulation Frank-
reichs – gab Guisan den Befehl zur Einstellung der Befestigungsarbeiten 
in den bisherigen Stellungen. Nur noch letzte Fertigungsarbeiten sollten 
durchgeführt werden.

Schweizer Dokumentarfilm
Dauer: 40 Minuten
Regie und Drehbuch: Martin Burkhard, 3661 Uetendorf, www.film-team.ch
Produktion: Pro Libertate, 3052 Zollikofen, www.prolibertate.ch

Schweizerische Vereinigung für 
Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

www.prolibertate.ch
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Von Mike Egger,
Nationalrat, Berneck 
(SG)

Bundesdaten belegen: Bevölkerungswachstum  
gefährdet Energiesicherheit
Obwohl sich links-grüne Parteien als wissenschaftliche Umweltvertreter brüsten, ist deren Energiepolitik stark ideologisch und 
faktenfremd. Ironischerweise leiden darunter die Schweizer Umwelt und die Energiesicherheit. Dabei genügte es doch, einen 
Blick in die Statistiken des Bundes zu werfen.

Eine zuverlässige, sichere Stromversorgung ist 
fundamental für eine funktionierende Wirtschaft 
und unser tägliches Leben. Sie ist heute stark 
gefährdet. Die staatliche Regulierungsbehörde 
Elcom warnte erst kürzlich vor Stromrationie-
rungen bei einem Totalausfall von russischem 
Gas. Gleichzeitig möchte die SP-Bundesrätin 
Simonetta Sommaruga Gaskraftwerke zubauen, 
um die aufgrund der verfehlten Energiepolitik 
drohende Stromlücke zu schliessen – Wider-
spruchspolitik par excellence. Die EMPA ist 
alarmiert, dass bis 2050 rund ¾ (40 Terawatt-
stunden (TWh) der heutigen Stromproduktion 
ersetzt werden müssen, und die Ecole Poly-
technique Fédérale de Lausanne (EPF L) zeigt 
auf, dass eine CO2-freie Energieversorgung al-
lein mit erneuerbaren Energien massiv negative 
Konsequenzen für die Umwelt haben würde, 
respektive praktisch nicht umsetzbar sein dürfte.

Kein anderes Land wuchs so stark 
wie die Schweiz 
In der Debatte um die Sicherstellung einer zu-
verlässigen Energieversorgung wird jedoch das 
ungebremste Bevölkerungswachstum als einer 
der zentralsten Treiber für einen erhöhten Res-
sourcenverbrauch von allen Seiten komplett 
verschwiegen. Die Bevölkerung der Schweiz 
ist seit 2000 um etwa 1.5 Millionen Menschen 
angewachsen, jährlich also um eine Stadt St. 
Gallen. Gemäss UNO-Daten wuchs die Schweiz 
seit 2000 um 21%, was 16mal mehr ist als 
Deutschland (1.3%). Kein anderes, grösseres 
europäisches Land wuchs so schnell wie die 
Schweiz. Glaubt man den Daten des Bundes, 
entstand das Wachstum zu 80% durch Zuwande-
rung, insbesondere aus EU- und EFTA-Staaten.
 
Dieses Wachstum hat fatale Konsequenzen für 
die Energiesicherheit. Von 2001 bis 2019 hat 
der Stromverbrauch pro Kopf um 10.3% abge-
nommen. Herr und Frau Schweizer brauchen 
also deutlich weniger Strom als noch vor 20 
Jahren. Aber: Die gesamte Nachfrage stieg im 
selben Zeitraum um 6.4%, oder in Zahlen um 
3.45 TWh. Als Vergleich: Dies ist mehr als der 
jährlich produzierte Strom des Kernkraftwerks 
Mühleberg (3TWh), das sich im Rückbau befin-
det. Die Daten der Bundesämter selbst belegen 
also, dass das Bevölkerungswachstum die Spar-

bemühungen und den technischen Fortschritt 
mehr als zunichtemacht.
 
Schweiz muss Zuwanderung eigen-
ständig steuern
Ein vertiefter Blick in die Elektrizitätsstatistik 
des Bundes zeigt, dass der Stromverbrauch nur 
in drei Sektoren zunahm: Haushalte (+18.7%), 
Dienstleistungen (+9.3%) und Verkehr (+6.8%). 
Zusammen verschlingen diese, allesamt getrie-
ben durch das Bevölkerungswachstum, im Jahr 
2019 mit 4.6 TWh mehr Strom als noch 2001. 
Nur zwei Sektoren verbrauchen weniger Strom: 
Die Landwirtschaft (-7.3%) und die Industrie 
(-5.9%), zusammen 1.15 TWh weniger pro Jahr. 
Trotzdem informierte der Bund (Ostral) vergan-
genen Herbst rund 30‘000 Unternehmen, dass 

der Bundesrat die Firmen bei Stromknappheit 
zwingen kann, ihren Verbrauch zu drosseln.
 
Das massive Bevölkerungswachstum ist also 
neben der komplett verfehlten Energiestrategie 
2050 – so belegen es Bundesdaten – Haupt-
treiber für die Gefährdung der Energiesicher-
heit, der steigenden Umweltbelastung und des 
erhöhten Ressourcenverbrauchs der Schweiz. 
Die Schweizer Politik muss endlich dieses ide-
ologische Verhalten ablegen und transparent, 
wissenschaftlich und faktenbasiert arbeiten. Die 
Schweiz braucht eine sichere, unabhängige und 
kostengünstige Energieversorgung sowie eine 
nachhaltig und eigenständig gesteuerte Zuwan-
derungspolitik.
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Wir setzen uns für Sie ein!

Der BDS ist Ihr  
Partner!

Unsere Leistungen – Ihr Vorteil!

Der Bund der Steuerzahler (BDS) wurde 1995 
gegründet und ist die unabhängige, gemeinnüt-
zige und parteipolitisch neutrale Schutzvereini-
gung aller Steuerzahler in der Schweiz.

Seine rund 3’000 Mitglieder kommen aus allen 
Kreisen der Bevölkerung. Mit ihren Beiträgen 
geben sie dem Bund der Steuerzahler die gerade 
im Bereich der Steuer- und Finanzpolitik not-
wendige finanzielle Eigenständigkeit. Mit ihrer 
Mitgliedschaft unterstützen Sie den Kampf des 
Bundes der Steuerzahler.

Wir setzen uns ein
– �für ein zeitgerechtes und vereinfachtes Steuer- 

und Abgabesystem.
– �für eine Reduktion von Steuern, Gebühren und 

Abgaben.
– �für eine sparsame und wirtschaftliche Haus-

haltsführung.
– �für einen Abbau des Schuldenberges und der 

Defizite in den öffentlichen Haushalten von 
Bund, Kantonen und Gemeinden sowie den 
Sozialversicherungen.

– �für die Verhinderung der Verschwendung von 
Steuergeldern.

– �für einen leistungsfähigen und starken, aber 
dennoch schlanken Staat.

Wir schauen dem Staat auf die Finger 
– �Wir bekämpfen die Gesetzesflut und machen 

konkrete Vorschläge zur Verbesserung von 
Gesetzen.

– �Wir vertreten die Interessen der Steuerzahler 

bei Vernehmlassung zu neuen Gesetzen und 
Vorschriften.

– �Wir erarbeiten Gutachten wie auch Stellung-
nahmen zu den wichtigen finanz- und steuer-
politischen Geschäften und Themen.

– �Wir überprüfen die Budgets von Bund, Kan-
tonen und Gemeinden und werten Rechnungs-
prüfungsberichte aus.

– �Wir sagen, wie Ausgaben eingespart und Steu-
ererhöhungen vermieden werden können.

Wir gehen in die Offensive
– �Wir decken laufend Fälle von Steuergeldver-

schwendung auf und prangern sie in der Öf-
fentlichkeit an.

– �In wichtigen Fällen erstatten wir Strafanzeige.
– �Mit unseren Aktionen setzen wir deutliche 

Signale.

Wir kämpfen gegen 
– �Steuererhöhung 
– �Steuergelderverschwendung
– �Bürokratismus und Behördenwillkür

Wenn es um Ihr Recht geht
Wir intervenieren bei Ämtern und schalten wo 
nötig Aufsichts- und Untersuchungsbehörden 
oder die Finanz- resp. Rechnungsprüfungskom-
mission ein. In Fällen von grundsätzlicher Be-
deutung führen wir Musterprozesse.

Wir sind aktiv
Der Bund der Steuerzahler ist eine politische Or-
ganisation. Wir ergreifen Initiativen und Refe-
renden zu Ihren Gunsten und setzen uns für eine 
tiefere Steuer- und Staatsquote ein. Mit Ihrem 
Engagement als Mitglied des Bundes der Steu-
erzahler wird haushälterischer mit Steuergeldern 
umgegangen und Ausgaben besser kontrolliert.

Wenn Sie informiert sein wollen
Wir informieren unsere Mitglieder über Steu-
ern, Gebühren und Abgaben sachkundig und in 
verständlicher Form. Wir geben Informationen 

und Tipps, die ihr Geld wert sind. Mit Broschü-
ren, Publikationen, Seminaren und öffentlichen 
Veranstaltungen halten wir Sie immer auf dem 
Laufenden.

Der Bund der Steuerzahler ist ein Verein zum 
Schutz der Steuerzahler
Wir vertreten die Interessen aller Steuerzahler.
Wir sind unabhängig, gemeinnützig und partei-
politisch neutral.
Wir finanzieren uns überwiegend aus Mitglie-
derbeiträgen. So ist unsere Unabhängigkeit ga-
rantiert.
Wir sind kompetente Gesprächspartner der Ver-
antwortlichen in Bund, Kantonen und in den 
Gemeinden.
Wir sind zugleich Mahner und Kritiker.
Wir sind Mitglied verschiedener anderer Steuer-
zahlerorganisationen in Europa und der übrigen 
Welt.

Unsere Organisation ist stark
Der Bund der Steuerzahler (BDS) steht in engem 
Kontakt mit anderen Steuerzahlerverbänden. 
Der Bund der Steuerzahler ist politisch aktiv und 
ergreift Initiativen und Referenden zu Gunsten 
der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Er setzt 
sich auf allen Ebenen für eine tiefe Steuer- und 
Staatsquote ein.

Bitte einsenden an: Bund der Steuerzahler, General-Wille-Strasse 12, 8002 Zürich 
oder via Homepage www.bds-schweiz.ch
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Undemokratische Forderung: Pufferzone!
Warum nur wird von Russland eine sogenannte 
Pufferzone gefordert, welche den Osten vom 
Westen künstlich trennen soll? Es ist ja wohl 
nicht verwunderlich, dass die Baltischen Staaten 
Estland, Lettland und Litauen, sowie Polen Mit-
glied der NATO wurden. Gegenwärtig erwägen 
auch Finnland und Schweden den NATO-Beitritt 
aus Furcht vor dem Nachbarland Russland. Un-
ter Michail Gorbatschow, der in den 1980-er und 
1990-er Jahren Präsident Russlands war, wäre 
die Situation zwischen Ost und West wohl um 
ein Vielfaches entspannter. Stichwort Mauerfall 
1989 ehemalige DDR! Damals am Ende des 
«Kalten Krieges» propagierte man die (GUS) 
Gesellschaft unabhängiger Staaten Osteuropas.
Der aktuelle Präsident Putin versteht jedoch un-
ter «unabhängig und neutral» etwas ganz anderes 
als wir. Bürgerliche Freiheit und freie Wahlen 
sind ihm ein Fremdwort. Ob beispielsweise die 
Ukraine der NATO beitreten möchte – dies aus 
nachvollziehbaren Gründen – ist der Entscheid 
eines souveränen, eben unabhängigen Staates! 
Putin ist in seiner geistigen Entwicklung im 
«Kalten Krieg» stehen geblieben und betrachtet 
all die osteuropäischen Staaten um sich herum 
als «sein Eigentum», über das er verfügen will!

Soldaten in den Tod geschickt!
Aus der Zeit des 2.Weltkrieges, also vor bald 80 
Jahren, wurde ebenso über brutale und grausame 
Taten russischer Soldaten berichtet… Ich frage 
mich, haben denn die heutigen Soldaten aus dem 
Geschichtsunterricht, der UNO und über die 
Völker- und Menschenrechte gar nichts gelernt? 
Wieso sind diese Soldaten so bildungsfern, und 
verlieren, nur weil sie zu all dem noch gut be-
zahlt sind, für ihre grausamen, destruktiven «Ar-
beiten», jegliche Hochachtung vor Menschen 
und fremdem Eigentum? Wo bleibt eigentlich 
der weise Rat der Eltern und Grosseltern an die 
Soldaten, diesem sinnlosen Verwüsten und Mor-
den fern zu bleiben?

Desinformiertes Parlament?
Ich gehe davon aus, dass Viele im russischen 
Parlament der Duma über den völkerrechtswid-
rigen Angriff sehr genau Bescheid wissen und 
die Kriegslüge Putins entlarven könnten! Es gibt 
faktisch keinen Unterschied zwischen einer «mi-
litärischen Operation» und einem Angriffskrieg.
Parlamentarier sind dazu da, Missstände bei der 
Regierung aufzudecken. Das können sie aber 
nur, wenn sie endlich den Mund aufmachen!

Putin = Keine Zukunft!
Putins Regime lautet: «Und willst du nicht mein 
Freund mir sein, vergifte ich dich und sperre dich 
ein!» Viele russische Staatsangehörige schämen 
sich über ihren Präsidenten und den Grobianis-
mus der Soldaten. Deshalb dürfen Menschen 
russischer Herkunft niemals pauschal verurteilt 
werden! Putin, Lawrow und ihre Kriegs-Generä-
le gehören vor das internationale KRIEGSVER-
BRECHER-TRIBUNAL gestellt!
 
Marcus  Stoercklé jun., 4052 Basel
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An die Redaktion der 
Zeitung DIE IDEE
Ich werde im Mai 85 Jahre alt. Ein Alter, in dem man einiges 
an Erfahrungen in sich hat. Ich war vor meiner Pensionierung 
FEAM und ich gründete die «amelElekronik» in Hinwil. 
Ich erwähne das nur, um Ihnen die Einsicht zu geben, dass 
ich über die Energien Bescheid weiss und schon vor der 
Abschaltung der ersten AKW den Bescheid über die Energie-
Knappheit gewusst habe. Wenn man die Mitteilungen der 
Fachleute gelesen hat (nicht die der Grünen und auch die 
des Blicks) und selbst alle Tassen im Schrank hat, dann 
weiss man, dass wir in der nächsten Zeit eine Energie-Flaute 
erleben werden.
Ich bin für die E-Autos, bin aber sicher, dass die vielen Flug-
zeuge und auch die Lastwagen noch lange mit Benzin oder 
Diesel fahren werden und wenn es der Fall sein würde, dass 
all diese Fahrzeuge mit Strom betrieben würden, wo kommt 
dann die elektrische Energie her? Von den Windkrafträdern 
oder der Sonne? Beide Energiequellen sind richtig, aber sie 
stellen nicht den riesengrossen Energiebedarf der Zukunft si-
cher. Wer das weiss oder sich das ausrechnen kann und trotz-
dem für die Abschaffung aller AKW ist, so ist er grün oder 
unbelesen und er wird schuld sein an der Energie-Knappheit 
in der Schweiz. Wir anderen alle wollen dieser Tendenz 
entgegenwirken und dafür sorgen, dass genug Strom da ist 
in der Zukunft.

Hans R. Ammann, 8340 Hinwil

Rot-grüne Gender-Sprachpolizei

Soeben hat die Stadt Bern ihren Sprachleitfaden 
geändert. Neu empfiehlt sie als einzige grössere 
Schweizer Stadt den Genderstern. Somit werden 
künftig in der Stadtverwaltung sogenannte Ge-
nderzeichen verwendet, wie etwa der Gendergap 
(Bürger_innen), der Genderstern (Bürger*innen) 
oder der Genderdoppelpunkt (Bürger:innen), 
was zu absurden Sprachkonstrukten wie «Jede*r 
neue*r Praktikant*in» gipfelt.
 
Die Befürworter der Gender-Sprache, allen vo-
ran die Grünen, setzen bei immer mehr Wör-
tern auf Gendersternchen, Doppelpunkte, Un-
terstriche mitten im Wort und vieles mehr. Aus 
«Fussgängern» sollen «Zu-Fuss-Gehende» wer-
den, aus «Velofahrern» werden «Velofahrende». 
Dies treibt so seltsame Blüten wie «verunfallte 
Autofahrende» – ein Widerspruch in sich. An-
statt von «Ärzten» oder «Ärztinnen und Ärzten» 
ist wahlweise von «Ärzt*innen», «Ärzt_innen» 
oder «Ärzt:innen» zu lesen – Formen, die nicht 
von der amtlichen Regelung der deutschen 
Rechtschreibung gedeckt sind. Aufgrund des 

Druckes des links-liberalen Milieus entstehen 
neue Behördenformulierungen wie «Passivra
ucher*innenschutzverordnung». Es gibt mitt-
lerweile selbst Diskussionen darüber, ob man 
statt «Mutter» nicht besser «gebärendes Eltern-
teil» oder «das Elter» sagen sollte. Vereine wie 
die «Neuen deutschen Medienmacher*innen» 
wollen darüber hinaus Wörter wie «Migrant» 
oder «Einheimische» in der Berichterstattung 
abschaffen.
 
Angst bei Andersdenkenden
Über einzelne Wortungetüme könnte man ja 
schmunzeln, wenn diese Gender-Sprache nicht 
immer weiter in Behörden, Universitäten, Schu-
len oder anderen staatlichen Einrichtungen um 
sich greifen und zu Angst bei Andersdenkenden 
führen würde. Studenten schreiben aus Furcht 
vor schlechten Noten widerstrebend in der 
Gender-Sprache, eine Stellenbewerbung ohne 
Gender-Stern wird augenblicklich aussortiert, 
Forscher fürchten Schwierigkeiten, wenn die 
Gendersternchen fehlen oder wenn sie nicht 
alle Texte durchgendern. Sie müssen sich einem 
immer stärkeren Konformitätsdruck beugen und 
viel Zeit investieren, damit auch wirklich jeder 
Satz gendergerecht formuliert ist. In anderen Be-
reichen entsteht ebenfalls zunehmend der Ein-
druck, dass es häufig eher auf das richtige Ge-
ndern als auf den Inhalt ankommt. Teilnehmer 
von Podiumsdiskussionen werden von Gender-
Befürwortern verächtlich gemacht, wenn sie sich 
nicht in einer vermeintlich politisch korrekten 
Sprache ausdrücken. Dazu gehört neuerdings 

– selbst beim gebührenfinanzierten Staatsradio 
und -fernsehen SRF – auch der «Gender-Hicks», 
eine Pause, die man beim Sprechen innerhalb 
eines Wortes machen soll. Aus «Lehrern» wird 
dann «Lehrer-Genderhicks-innen».
 
Alarmglocken bei den Bürgerlichen
Viele Menschen lehnen Gendersprache ab – 
weil sie nicht nur unästhetisch, sondern auch 
schlechter verständlich ist. Trotzdem greift sie 
nun auch in öffentlichen Behörden um sich. 
Dabei sollte sich gerade der Staat vor ideolo-
gischen Umerziehungsprojekten hüten. Privat 
sollte jeder so sprechen und schreiben können, 
wie er möchte. Wir leben in einem freien Land. 
Wenn aber eine Sprach-Polizei entsteht, die in 
staatlichen Einrichtungen ohne jegliche Grund-
lage und Legitimation anderen ihren häufig or-
thografisch und grammatisch fehlerhaften Stil 
aufzwingen möchte, sollten in der bürgerlichen 
Mitte alle Alarmglocken schrillen. Wie soll denn 
die schwierige sprachliche Integration einer Sy-
rerin oder eines Iraners überhaupt funktionieren, 
wenn in offiziellen Behördendokumenten nicht 
mehr die deutsche Grammatik verwendet wird? 
Wie sollen Politiker und Beamte Menschen zur 
Einhaltung von Regeln verpflichten, wenn gel-
tende Normen ohne rechtliche Grundlage will-
kürlich nicht eingehalten werden? Wie soll ein 
Politiker hart arbeitende Menschen erreichen, 
wenn diese seine gekünstelte Sprache nicht ver-
stehen? Gegenderte Sprache wirkt künstlich und 
hässlich. Sie ist holprig und unpoetisch. Gen-
dern lenkt zudem von den Inhalten ab, indem 
es den Lesefluss behindert. Deshalb fordere ich 
die Stadtberner Regierung dringend auf, ihre 
Gender-Gaga-Übung unverzüglich zu beenden.

Von 
Thomas Fuchs, 
Grossrat,Stadtrat 
und alt Nationalrat 
3018 Bern
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Yves Rüedi Sandro Brotz
Bild: zvgBild: wikimedia.org

Yves Rüedi, seit 2011 ordentlicher 
Bundesrichter der SVP am Bundes-
gericht, plädierte für die Unschuld 
von Nils Fiechter und Adrian Spahr 
im Zusammenhang mit einer Ras-
sismusklage wegen einer Kari-
katur über Missstände bei einem 
Standplatz für Fahrende im Kanton 
Bern. Die beiden Jung SVPler en-
gagierten sich im Rahmen einer 
kantonalen Abstimmung gegen die 
Schaffung eines Transitplatzes für 
ausländische Fahrende und wie-
sen auf konkrete sanitärische Pro-
bleme und fehlbares Verhalten der 
Fahrenden hin. Der Bundesrichter 
sagte wörtlich: «Ich will nicht in 
einem Land leben, in welchem 
die Wahrheit nicht gesagt werden 
darf». Man würde sich mehr solche 
Bundesrichter wünschen.

Sandro Brotz putzte in der «Are-
na» SVP-Nationalrat Thomas Ae-
schi runter wie einen Schuljungen. 
Als ob das nicht genug wäre, stell-
te der selbsternannte Richter und 
SRF-Mann seine Aussage auch 
noch auf Twitter: «Wir bieten in 
der  #SRFArena  keine Plattform 
für  #Rassismus. Journalismus be-
deutet, die Dinge klar beim Namen 
zu nennen.» Sandro Brotz hat sich 
schon mehrfach und zusehends un-
geniert als notorischer SVP-Hasser 
geoutet. Die «Arena» ist eine In-
stitution von nationaler Bedeutung 
im halbstaatlichen Rundfunk. Die 
SRF-Oberen täten gut daran, diesen 
Irrläufer lieber heute als morgen 
zu ersetzen. Bevor die Institution 
«Arena» definitiv jede Glaubwür-
digkeit verloren hat.

Die Menschen glauben viel leichter eine Lüge,  
die sie schon hundertmal gehört haben,  

als eine Wahrheit, die ihnen völlig neu ist.
Alfred Polgar, österreichischer Schriftsteller (1873–1955)

Mehrfamilienhaus  
zu kaufen gesucht
Sie möchten Ihre Liegenschaft rasch und diskret verkaufen?
Mietverträge werden übernommen, Wohnrecht möglich.
Auch Mehrfamilienhaus mit Kleinwohnungen oder Spezial-
objekte.
Unverbindliche Kontaktaufnahme via 079 302 10 09  
Thomas Fuchs oder Mail an fuchs@fuchs.tv

Anfang Jahr sorgte ein tschechi-
scher Milliardär für Aufsehen, 
weil er sich dabei filmte, wie er 
in seinem Bugatti Chiron mit 417 
Stundenkilometern über die deut-
sche Autobahn raste. Obwohl es auf 
der betreffenden Fahrstrecke keine 
Geschwindigkeitsbegrenzung gibt, 
forderten Klimaaktivisten und Nei-
der die Behörden auf, den Mann 
umgehend zu verhaften und das 
rund 3,5 Millionen Franken teure 
Auto kurzerhand zu verschrotten. 
Daraufhin leiteten die Behörden 
Ermittlungen gegen den Bugatti-
Fahrer ein. Jetzt steht fest: Der 
tschechische Milliardär hat sich mit 

seiner Hochgeschwindigkeitsfahrt 
nicht strafbar gemacht. Gemäss 
der deutschen Nachrichtenagentur 
(dpa) hat die Staatsanwaltschaft 
die Ermittlungen gegen den tsche-
chischen Milliardär eingestellt. 
Für eine Anklageerhebung gebe 
es keinen Tatverdacht, bestätigte 
ein Behördensprecher. Schliesslich 
gelte auf deutschen Autobahnen 
kein generelles Tempolimit. Zu-
dem hätten sich zum Zeitpunkt der 
Hochgeschwindigkeitsfahrt prak-
tisch keine anderen Fahrzeuge auf 
der Autobahn befunden und die 
Sicht- und Wetterverhältnisse seien 
optimal gewesen. Ausserdem sei 
das Auto für Fahrten mit solch ho-
hen Geschwindigkeiten ausgelegt. 
Aus Sicht der Behörden lautet das 
Fazit deshalb, dass bei der Hoch-
geschwindigkeits-Aktion niemand 
gefährdet wurde. 
Für die Klimaaktivisten und Neider 
dürfte dies ein schwarzer Tag sein, 
für die Freiheit jedoch ein umso 
erfreulicherer.

Freie Fahrt für freie Bürger

Von Janosch 
Weyermann,  
Präsident 
Junge SVP 
Stadt Bern,
Stadtrat, Bern


